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I.

21222
2. Satzungsänderung des Versorgungswerks

der Psychotherapeutenkammer 
Nordrhein-Westfalen

gem. Beschluss der Vertreterversammlung 
vom 8. Juni 2010

Die Vertreterversammlung des Versorgungswerks der 
Psychotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen hat auf 
ihrer Sitzung am 8. Juni 2010 in Düsseldorf gem. § 3 a 
Abs. 5 Nr. 1 der Satzung des Versorgungswerks folgende 
Satzungsänderung beschlossen:

I. Satzungsänderung:
1.
§ 20 wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 1 Ziffer 1 werden nach dem Wort „Witwen-
rente“ die Worte „und Witwerrente“ hinzugefügt.

b)  Absatz 1 Ziffer 2 wird wie folgt neu gefasst:

  „Rente für überlebende Partnerinnen und überle-
bende Partner einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft im Sinne von § 1 Lebenspartnerschaftsgesetz – 
LPartG,“

2.
§ 21 wird wie folgt geändert:

Absatz 3 wird mit folgendem Wortlaut neu hinzugefügt:

„(3) Für den Anspruch auf Witwen- und Witwerrente 
gelten als Witwe und Witwer auch eine überlebende 
Partnerin oder ein überlebender Partner einer eingetra-
genen Lebenspartnerschaft, als Ehe auch eine eingetra-
gene Lebenspartnerschaft und als Heirat oder Wieder-
heirat auch die (Neu-) Begründung einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft im Sinne von § 1 LPartG.“

3.
§ 24 wird wie folgt geändert:

Absatz 7 mit folgendem Wortlaut neu hinzugefügt:

„(7) Für die Durchführung des Versorgungsausgleichs 
gelten als Eheteil auch eine Partnerin oder ein Partner 
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft und als Ehezeit 
auch die Dauer einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
im Sinne von § 1 LPartG.“

II. Inkrafttreten
Diese 2. Satzungsänderung tritt am 1. Januar 2011 in 
Kraft.

Genehmigt

Düsseldorf, den 29. Juni 2010

Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen

gez. Friedhelm  S t u c k e

Ausgefertigt

Düsseldorf, den 14. Juli 2010

Versorgungswerk der Psychotherapeutenkammer 
Nordrhein-Westfalen

gez. Olaf  W o l l e n b e r g
Vorsitzender der Vertreterversammlung

gez. Karl-Wilhelm  H o f m a n n
Vorsitzender des Verwaltungsrates

– MBl. NRW. 2010 S. 756

2370
Wohnraumförderungsbestimmungen

RdErl. des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Bauen,
Wohnen und Verkehr – VIII.2-2010-737110 –

v. 1. 9. 2010

Der RdErl. des Ministeriums für Bauen und Verkehr vom 
26. 1. 2006, zuletzt geändert durch RdErl. vom 28. 1. 2010 
(SMBl. NRW. 2370), wird wie folgt geändert:

In Nummer 10.2 wird nach Satz 1 folgender Absatz an-
gefügt:

„Vorläufi ge Aussetzung der Eigentumsförderung

Das Förderangebot der Nummer 5 (Eigentumsförderung) 
gilt für noch nicht bewilligte Anträge, die

a)  bis einschließlich zum 15. September 2010 gestellt 
worden sind oder gestellt werden,

b)  nach dem 15. September 2010 unter Beifügung des 
Nachweises gestellt werden, dass bereits bis ein-
schließlich 15. September 2010

 –  ein rechtwirksamer Vertrag über den Ersterwerb 
eines Förderobjekts oder den Erwerb bestehenden 
Wohnraums unter Einräumung eines Rücktrittsvor-
behalts gemäß Nummer 5.5.3 geschlossen worden 
ist oder

 –  Lieferungs- oder Leistungsverträge mit Rücktritts-
vorbehalt gemäß Nummer 1.4 betreffend das För-
derobjekt geschlossen worden sind oder mit der 
Planung, Bodenuntersuchung beziehungsweise 
Herrichten des Grundstücks begonnen worden ist.

Werden trotz der vorläufi gen Aussetzung der Eigentums-
förderung Anträge angenommen, die nicht den Anforde-
rungen von Satz 2 Buchstaben a) oder b) entsprechen, 
dürfen diese erst nach Bekanntgabe der für das Pro-
grammjahr 2011 maßgeblichen Wohnraumförderungsbe-
stimmungen in die Antragseingangsliste (Wahrung des 
Stichtages) eingetragen werden.“

– MBl. NRW. 2010 S. 756

316
Richtlinien

über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung der Verbraucherinsolvenzberatung

RdErl. d. Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport – 522-6709.2 –

v. 8. 9. 2010

Der RdErl. des Ministeriums für Gesundheit, Soziales, 
Frauen und Familie v. 1. 1. 2005 (SMBl. NRW. 316) wird 
wie folgt geändert:

Artikel 1
1.
In Nummer 7 Satz 1 wird die Angabe „31. 12. 2010“ 
durch die Angabe „31. 12. 2015“ ersetzt.

2.
Nach Nummer 6.4 wird folgende Nummer 6.5 eingefügt:

„6.5
Die Anlagen sind hier nicht abgedruckt. Sie können bei 
der Bewilligungsbehörde angefordert werden.

Artikel 2
Dieser RdErl. tritt am Tag nach der Veröffentlichung in 
Kraft.

– MBl. NRW. 2010 S. 756
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621
Darlehen zur Heimförderung nach § 302 LAG

RdErl. d. Finanzministeriums – LA 3388 – 2 – III A 3 –
v. 10. 9. 2010

Der RdErl. des Finanzministeriums v. 30. 1. 2006 (MBl. 
NRW. S. 109/SMBl. 621) wird wie folgt geändert:

In Nummer 3 wird die Jahreszahl „2010“ durch „2013“ 
ersetzt.

Dieser RdErl. tritt am Tag nach der Veröffentlichung in 
Kraft.

– MBl. NRW. 2010 S. 757

7845
Richtlinien 

über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung von Schulobst 

in Nordrhein-Westfalen (NRW-SchulobstRL)
RdErl. d. Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Land-

wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen – VI-432-73 –

v 7. 9. 2010

Der RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 
30. 1. 2010 (MBl. NRW. S. 571) wird wie folgt geändert:

1.
Nummer 2.2 wird wie folgt geändert:

a)  Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt:

  „Am nordrhein-westfälischen Schulobstprogramm 
können die Grundschulen mit den Klassen 1 bis 4 so-
wie Förderschulen mit dem Primarbereich, inklusive 
Eingangsklassen, teilnehmen. Aufgrund der unter-
schiedlichen Organisationsformen und Strukturen an 
Förderschulen können auch Kinder der 5. und 6. 
Klassen sowie – im Fall klassenübergreifenden Un-
terrichts – auch ältere Kinder einbezogen werden.“

b)  Satz 2 wird zu Satz 3.

2.
In Nummer 4.1.2 wird die Angabe „(Höchstmenge)“ ge-
strichen.

3. 
Nummer 5.5 wird wie folgt geändert:

a)  Die Wörter „amtlich“ sowie „der Jahrgangstufen 1 
bis 4“ werden gestrichen.

b)  Nach den Wörtern „festgestellten Zahl der“ wird die 
Angabe „nach Nummer 2.2 berechtigten“ eingefügt.

4.
Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a)  In der Spalte „Obst“ wird vor dem Wort „Mirabellen“ 
das Wort „Melonen“ eingefügt.

b)  Die Spalte „Gemüse“ wird wie folgt geändert: 

 aa)  nach dem Wort „Kohlrabi“ wird das Wort „Kür-
bisse“ eingefügt,

 bb)  nach dem Wort „Radieschen“ werden die Wörter 
„Rettich“ und „Rhabarber“ eingefügt.

 cc)  nach dem Wort „Sellerie“ wird das Wort „Spar-
gel“ eingefügt.

Dieser Runderlass tritt am Tag nach seiner Veröffentli-
chung in Kraft.

– MBl. NRW. 2010 S. 757

787
Richtlinien

über die Gewährung von Zuwendungen 
zu berufsbezogenen Informations- und Weiterbil-

dungsmaßnahmen
in der Land- und Forstwirtschaft

RdErl. d. Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur-, und Verbraucherschutz 

– II-6-2513.21 –
v. 6. 9. 2010

Der RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
v. 16. 2. 2007 (MBl. NRW. S. 138) wird wie folgt geändert: 

1.
In Nummer 1.2 werden nach dem 4. Spiegelstrich die 
Wörter „- Vermittlung neuer relevanter Rechtsgrundlagen 
und deren Auswirkungen auf die Betriebsführung (z. B. 
Wasserrahmenrichtlinie)“ als 5. Spiegelstrich eingefügt. 

2.
Der Nummer 2 wird folgende Nummer 2.6 angefügt: 

„2.6 
Die Lehrgänge gem. den Nummern 2.1 bis 2.5 dürfen nur 
Inhalte umfassen, die nicht Teil normaler land- und 
forstwirtschaftlicher Ausbildungsprogramme im Sekun-
darbereich oder in höheren Bereichen sind.“.

3.
In Nummer 4.2.1 werden die Wörter „haupt- oder neben-
berufl ich in einem land- oder forstwirtschaftlichen Beruf 
Tätige“ durch die Wörter „in einem land- oder forstwirt-
schaftlichen Betrieb oder Beruf Tätige“ und das Wort 
„Arbeitsverhältnis“ durch die Wörter „Arbeits- oder 
Ausbildungsverhältnis“ ersetzt.

4.
In Nummer 4.3.3 werden nach dem Wort „unterliegen“ 
ein Punkt und der Satz „Dies gilt nicht für Auszubildende 
in Berufen der Land – und Forstwirtschaft.“ eingefügt.

5. 
In Nummer 5.2 wird die Angabe „500“ durch die Angabe 
„499“ ersetzt.

6.
In Nummer 5.5 wird hinter den Wörtern „Förderfähig 
sind“ ein Doppelpunkt eingefügt.

7.
In Nummer 5.5.1.4 wird das Wort „Reisekosten“ durch 
das Wort „Fahrtkosten“ und die Wörter „nach Landes-
reisekostengesetz“ durch die Wörter „für die An- und 
Abreise vom Wohnort zur Tagungsstätte und zurück in 
Höhe von 0,20 EUR/km je kürzester Wegstrecke bis ma-
ximal 100 EUR Fahrkosten mit ÖPNV gemäß nachge-
wiesener Kosten der 2. Klasse“ ersetzt.

8.
In Nummer 5.5.2.2 werden die Wörter „gemäß Landes-
reisekostengesetz“ durch die Wörter „vom Wohnort zur 
Tagungsstätte und zurück in Höhe von 0,20 EUR/km je 
kürzester Wegstrecke bis maximal 100 EUR Fahrkosten 
mit ÖPNV gemäß nachgewiesener Kosten der 2. Klasse“ 
ersetzt.

9.
Die Nummer 5.5.2.5 wird wie folgt neu gefasst:

„5.5.2.5
Lehrgänge, für die Teilnehmergebühren festgesetzt sind, 
wobei pauschal 50 EUR je Halbtag bzw. 100 EUR je Tag 
als Bemessungsgrundlage anerkannt wird. Beantragt der 
Maßnahmeträger daneben Aufwendungen nach den 
Nummern 5.5.1.1 bis 5.5.1.6 ist eine Vollkostenrechnung 
– unter Darlegung aller Ist-Ausgaben und Einnahmen – 
Bemessungsgrundlage der Förderung.“

10.

In Nummer 6.4 werden nach dem Wort „Zuwendungs-
empfängers“ die Wörter „oder pauschal gem. Nummer 
5.5.2.5“ eingefügt.
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11.
In Nummer 6.5 werden die Wörter „eines Monats“ durch 
die Wörter „von zwei Monaten“ ersetzt und nach dem 
Wort „Gewalt“ die Wörter „oder bei außergewöhnlichen 
Umständen“ eingefügt.

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung in Kraft.

– MBl. NRW. 2010 S. 757

II.

Generalkonsulat der Slowakischen Republik
in München

Bek. d. Ministerpräsidentin – III A 2 – 03.28. – 1/10 
v. 9. 8. 2010

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung der Slowakischen Republik in 
München ernannten Herrn František ZEMANOVIĆ am 
9. August 2010 das erweiterte Exequatur als General-
konsul erteilt. Der Konsularbezirk umfasst nunmehr die 
Länder Bayern, Baden-Württemberg, Nordrhein-West-
falen und Saarland.

– MBl. NRW. 2010 S. 758

Generalkonsulat des Königreichs Dänemark
in Hamburg

Bek. d. Ministerpräsidentin – III A 2 – 01.35 – 1/10 
v. 11. 8. 2010

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung des Königreichs Dänemark in 
Hamburg ernannten Herrn Claus HERMANSEN am 
8. September 2010 das Exequatur als Generalkonsul er-
teilt. Der Konsularbezirk umfasst die Länder Hamburg, 
Bremen, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland, sowie das Land Schleswig-
Holstein mit Ausnahme der Stadt Flensburg, der Kreise 
Nordfriesland und Schleswig-Flensburg, sowie des nörd-
lich des Nordostseekanals gelegenen Teils des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Dan Larsen, 
am 11. September 2007 erteilte Exequatur ist erloschen.

– MBl. NRW. 2010 S. 758

Honorarkonsulat des Königreichs der Niederlande
in Kleve

Bek. d. Ministerpräsidentin – III A 2 – 02.63. – 1/10 
v. 11. 8. 2010

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der honorar-
konsularischen Vertretung des Königreichs der Nieder-
lande in Kleve ernannten Herrn Freddy B. Heinzel am 
4. August 2010 das Exequatur als Honorarkonsul er-
teilt.

Der Konsularbezirk umfasst den Regierungsbezirk Düs-
seldorf, den Kreis Kleve sowie aus dem Kreis Wesel die 
Städte Wesel, Xanten und die Gemeinden Alpen, Ham-
minkeln, Hünxe, Schermbeck und Sonsbeck im Land 
Nordrhein-Westfalen.

– MBl. NRW. 2010 S. 758

Ungültigkeit eines Ausweises für Mitglieder des 
Konsularkorps

Bek. d. Ministerpräsidentin – III A 2 – 03.55-1/04
v. 17. 9. 2010

Der von dem Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-
Westfalen am 3. September 2008 ausgestellte Ausweis 
für Honorarkonsuln Nr. CC-000050 von Herrn Hubert 
Schulte-Kemper, Honorarkonsul der Republik Ungarn 
in Essen, ist in Verlust geraten. Der Ausweis wird hier-
mit für ungültig erklärt.

– MBl. NRW. 2010 S. 758

III.

Öffentliche Bekanntmachung
über eine öffentliche Zustellung

hier: Nedim Demirci
Bek. d. Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Bauen, 

Wohnen und Verkehr – IV.1-BPW/LGH 17.8.10 –
v. 20. 8. 2010

Gemäß § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen – LZG NRW – vom 7. 3. 2006 
(GV. NRW. S. 94/SGV. NRW. 2010) wird der an

Nedim Demirci,
unbekannten Aufenthaltes,

gerichtete Rücknahme- und Rückforderungsbescheid 
vom 30. 7. 2010, Aktenzeichen BPW 2005/23765/11, öf-
fentlich zugestellt.

Letzter bekannter Aufenthalt ist Niehler Damm 107, 
51103 Köln.

Die öffentliche Zustellung erfolgt für die Landes-Gewerbe-
förderungsstelle des nordrhein-westfälischen Handwerks 
e.V. durch Veröffentlichung einer Benachrichtigung in Teil 
III des Ministerialblatts für das Land Nordrhein-Westfalen. 

Der Bescheid liegt bei der Landes-Gewerbeförderungsstelle 
des nordrhein-westfälischen Handwerks e.V., Gebäude 
Sternwartstraße 27–29, 40223 Düsseldorf, Raum 101, für 
den Empfänger offen und kann dort eingesehen werden. 

Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste dro-
hen können. 

Düsseldorf, den 23. August 2010

Im Auftrag

Dr. Michael  H e n z e

– MBl. NRW. 2010 S. 758

13. Landschaftsversammlung Westfalen-Lippe
Feststellung eines Nachfolgers

Bek. d. Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 
v. 27. 8. 2010

Die Nachfolge für das mit Ablauf des 26. August 2010 
ausgeschiedene Mitglied der 13. Landschaftsversamm-
lung, Josef Hörnemann, ist im Internet unter 
http://www.lwl.org/LWL/Der_LWL/Bekanntmachungen 
öffentlich bekannt gemacht worden.

Münster, 27. August 2010

Der Direktor
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

D r. Wolfgang  K i r s c h

– MBl. NRW. 2010 S. 758
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Landschaftsverband Rheinland
4. Tagung

der 13. Landschaftsversammlung Rheinland
Bek. d. Landschaftsverbandes Rheinland

v. 24. 9. 2010

Die 4. Tagung der 13. Landschaftsversammlung Rhein-
land fi ndet

am  Freitag, 8. Oktober 2010, 10.00 Uhr

in  Köln-Deutz, Horion-Haus, Hermann-Pünder-Str. 1

  Sitzungsraum: Rhein

statt. 

Tagesordnung

1.  Anerkennung der Tagesordnung

2. Verpfl ichtung neuer Mitglieder

3. Umbesetzung in den Ausschüssen

4.  Wahl der Direktorin/des Direktors des Landschafts-
verbandes Rheinland

5.  Änderung der Satzung für das LVR-Landesjugend-
amt Rheinland

6.  Feststellung der Jahresabschlüsse2009 der wie Ei-
genbetriebe geführten Einrichtungen des LVR

6.1.  Feststellung des Jahresabschlusses 2009 von LVR-
InfoKom und Beschluss über die Gewinnverwen-
dung sowie über die Entlastung des Betriebsaus-
schusses  

6.2.  Feststellung des Jahresabschlusses 2009 der LVR-
Jugendhilfe Rheinland und Beschluss über die Ver-
lustbehandlung sowie über die Entlastung des Be-
triebsausschusses der LVR-Jugendhilfe Rheinland

6.3.  Feststellung der Jahresabschlüsse zum 31. 12. 2009 
der LVR Kliniken, des LVR-Servicebetriebes Vier-
sen und der LVR-Krankenhauszentralwäscherei und 
Beschluss über die Gewinnverwendung und Verlust-
behandlung sowie die Entlastung der Krankenhaus-
ausschüsse

6.4.  Feststellung der Jahresabschlüsse 2009 der LVR-
HPH-Netze, Beschluss über die Gewinnverwendung 
und Entlastung des Betriebsausschusses

7.  Teilhaben und Teil sein – wie die inklusive Gesell-
schaft entstehen kann. Eine Zukunftsaufgabe des 
LVR 

8. Fragen und Anfragen

Köln, den 24. September 2010

Der Direktor
des Landschaftsverbandes

Rheinland

In Vertretung

H ö t t e

– MBl. NRW. 2010 S. 759

Orientierungsdaten 2011 – 2014
für die mittelfristige

Ergebnis- und  Finanzplanung
der Gemeinden und Gemeindeverbände

des Landes Nordrhein-Westfalen
RdErl. d. Ministeriums für Inneres 

und Kommunales des Landes Nordrhein Westfalen 
– Az. 33-46.05.01-264/10 –

vom 23. 9. 2010

Nachfolgend gebe ich gemäß § 6 Abs. 2 der Gemeinde-
haushaltsverordnung vom 16. November 2004 (GV. 
NRW. S. 644, ber. 2005 S. 15) in Verbindung mit § 84 der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel I des Gesetzes zur Förderung der politischen Par-
tizipation in den Gemeinden vom 30. Juni 2009 (GV. 
NRW. S. 380), im Einvernehmen mit dem Finanzministe-
rium die Orientierungsdaten 2011 bis 2014 für die mit-
telfristige Ergebnis- und Finanzplanung der Gemeinden 
und Gemeindeverbände des Landes Nordrhein-Westfa-
len bekannt.

I. Allgemeine Erläuterungen

1. Grundlagen der Orientierungsdaten 2011 – 2014

Die Orientierungsdaten berücksichtigen:

–  die Ergebnisse des Arbeitskreises Steuerschätzungen 
vom Mai 2010, 

–  die Entwicklungen des Landeshaushaltes und des 
kommunalen Finanzausgleichs,

–  die Projektion der Zentralen Datenstelle der Finanz-
minister zur Entwicklung der öffentlichen Haushalte 
in den Jahren 2010 bis 2014,

–  die Zielprojektionen des Stabilitätsrates, insbeson-
dere seine Empfehlungen zur strikten Haushaltskon-
solidierung,

–  die Stabilitätskriterien der Europäischen Union und

–  aktuelle Erkenntnisse des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales.

Die Orientierungsdaten gehen in der Regel von der gel-
tenden Rechtslage aus.

Hiervon wurde bezüglich der Gemeindefi nanzierungsge-
setze abgewichen. Die neue Landesregierung hat be-
schlossen, die Finanzausstattung der Gemeinden als So-
forthilfe bereits im Gemeindefi nanzierungsgesetz 2010 
durch strukturelle Änderungen um rund 300 Mio. EUR 
zu verbessern. Wegen der Bedeutung dieser konkreten 
Maßnahme sind diese Mittel in den Zuweisungen des 
Landes im Rahmen des Steuerverbundes (siehe II. 1) ent-
halten. Diese Orientierungsdaten gehen davon aus, dass 
die strukturellen Änderungen sowohl für das GFG 2010 
als auch in der Planungsperiode bis 2014 Bestandteile 
der jeweiligen Gemeindefi nanzierungsgesetze sein wer-
den.

Weiter hat die Landesregierung beschlossen – erstmals 
im Haushaltsjahr 2011 – im Rahmen eines „Stärkungs-
pakts Stadtfi nanzen“ eine Konsolidierungshilfe für be-
sonders belastete Kommunen zu leisten. Deren Ausge-
staltung steht im Detail noch nicht fest. Die 
Landesregierung wird nach der Vorlage des Gutachtens 
von Prof. Junkernheinrich und Prof. Lenk, das Anfang 
November 2010 fertig gestellt sein und Antworten auf 
zahlreiche offene Fragen geben soll, Gespräche insbe-
sondere mit den kommunalen Spitzenverbänden führen 
und danach die erforderlichen Entscheidungen treffen. 
Für eine Berücksichtigung der Hilfeleistung im Rahmen 
dieser Orientierungsdaten oder im Rahmen der mittel-
fristigen Ergebnis- und Finanzplanung von Gemeinden 
ist es daher noch zu früh. 

Nicht berücksichtigt werden konnten die Beratungen der 
Gemeindefi nanzkommission auf Bundesebene, weil kon-
krete Ergebnisse zum Zeitpunkt der abschließenden Be-
arbeitung dieses Runderlasses nicht vorlagen. 

2.  Steuerschätzungen und Annahmen zu Einzahlungen 
und Erträgen

Die Orientierungsdaten zu den steuerlichen Einzahlun-
gen sowie zu den Erträgen aus dem Familienleistungs-
ausgleich und den Zuweisungen des Landes im Rahmen 
des Steuerverbundes basieren auf der für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom Finanzministerium NRW re-
gionalisierten Steuerschätzung des Arbeitskreises Steu-
erschätzung von Mai 2010, den Entwicklungen des Lan-
deshaushaltes und des kommunalen Finanzausgleichs 
und dem geltenden Steuerrecht. 

Da der Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ nur die tat-
sächlichen Zufl üsse für das jeweilige Haushaltsjahr be-
trachtet, sind seine Ergebnisse vom Mai 2010 nach wie 
vor an den Einnahmen ausgerichtet. Die Orientierungs-
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daten sind damit Einzahlungsgrößen. Eine periodenge-
rechte Zuordnung des Zufl usses, zum Beispiel von Ge-
werbesteuervoraus- oder -nachzahlungen, kann nicht 
erfolgen, weil weder dem Ministerium für Inneres und 
Kommunales noch dem Finanzministerium die dafür 
notwendigen Prognosegrundlagen zur Verfügung stehen. 

3. Gewerbesteuerumlage

Die Entwicklung der einzelnen Komponenten des Ver-
vielfältigers der Gewerbesteuerumlage wird nachfolgend 
in einer Tabelle angegeben:

Jahr „Normal“-Vervielfältiger

§ 6 Abs. 3 GFRG

Erhöhung 

§ 6 Abs. 3 

GFRG

(ab 1995)

Erhöhung für 

die Abwicklung 

des Fonds 

„Dt. Einheit“ 

§ 6 Abs. 5 

GFRG 

Gesamt-

Verviel-

fältiger

Bund Länder Länder Länder

2010 14,5 20,5 29 7 71

2011 14,5 20,5 29 7* 71

2012 14,5 20,5 29 6* 70

2013 14,5 20,5 29 6* 70

2014 14,5 20,5 29 5* 69

* Die Erhöhungszahl für den Vervielfältiger wird durch 
Rechtsverordnung des Bundes festgesetzt. Die Angaben 
beruhen für die Jahre ab 2011 auf der Steuerschätzung 
vom Mai 2010. Der Vervielfältiger für das Jahr 2011 wird 
nach der Steuerschätzung im November 2010 ermittelt.

Für den Vervielfältiger der Gewerbesteuernormalumlage 
wurden ab 2010 35 Punkte eingeplant. Aufgrund der 
Entwicklung des Gewerbesteueraufkommens werden für 
die fortwirkende Belastung aus dem Fonds „Deutsche 
Einheit“ in 2011 7 Vervielfältigerpunkte geschätzt. Der 
Vervielfältiger für das Jahr 2011 wird nach der Steuer-
schätzung im November 2010 ermittelt und festgesetzt. 
In Folge des erwarteten Anstiegs des Gewerbesteuerauf-
kommens ist mit einem Rückgang des Vervielfältigers 
für die Abwicklung des „Fonds Deutsche Einheit“ auf 6 
Punkte in den Jahren 2012 und 2013 sowie 5 Punkte im 
Jahr 2014 zu rechnen. 

4.  Beteiligung der Kommunen an den fi nanziellen Fol-
gelasten des Landes aufgrund der Deutschen Einheit

Die Beteiligung der Kommunen an den fi nanziellen Fol-
gelasten der Deutschen Einheit ist nach dem Einheitslas-
tenabrechnungsgesetz vom 9. Februar 2010 (GV. NRW. 
S. 127) abzurechnen. Nach § 1 Abs. 3 erfolgt die Abrech-
nung innerhalb von zwei Jahren nach Ablauf des Ab-
rechnungsjahres. Danach werden in der Ergebnis- und 
Finanzplanungsperiode 2011 – 2014 folgende Abrechnun-
gen durchgeführt: 

Im Haushaltsjahr: Abrechnung des Haushaltsjahres:

2011 2009

2012 2010

2013 2011

2014 2012

Die Abrechung des Jahres 2009 im Jahr 2011 wird nach 
einer vorläufi gen Schätzung zu Rückforderungen des 
Landes gegenüber den Kommunen in Höhe von rund 170 
Mio. EUR führen. Absehbar ist, dass der vom Land ge-
leistete pauschale Belastungsausgleich bei dieser Ab-
rechnung um mehr als 80 Mio. EUR höher sein wird als 
die auszugleichenden kommunalen Belastungen im Rah-
men der Finanzausgleichssystematik. Daher kommt es in 
jedem Fall auf der ersten Stufe der Abrechung zu nega-
tiven Abrechnungsbeträgen. Auch bei der Abrechung auf 
der zweiten Stufe werden nach gegenwärtigem Kennt-

nisstand für nahezu alle Gemeinden negative Abrech-
nungsbeträge entstehen. 

Die Landesregierung hat in einer gemeinsamen Erklä-
rung mit den Kommunalen Spitzenverbänden in Nord-
rhein-Westfalen am 10. September 2010 erklärt, dass sie 
auf Forderungen gegen die Kommunen, die sich aus der 
Abrechnung der Einheitslasten nach dem Einheitslasten-
abrechnungsgesetz ergeben, solange verzichten wird, bis 
eine Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs für das 
Land Nordrhein-Westfalen über die Verfassungsmäßig-
keit dieses Gesetzes vorliegt. Bei der Abrechnung der 
Einheitslasten für das Jahr 2009, die im Jahr 2011 durch-
geführt werden soll, hat die Landesregierung zugesagt, 
die Forderungen gegen die Kommunen, die sich nach 
vorläufi gen Schätzungen auf rund 170 Mio. Euro belau-
fen, zu stunden. Bis die Abrechnungsbescheide für jede 
einzelne Kommune vorliegen, müssen diese Forderungen 
nicht in den Haushaltsplanungen berücksichtigt werden. 

5.  Wirkung der Orientierungsdaten – Berücksichtigung 
örtlicher Besonderheiten

An den unter II. 1 vorgelegten Daten zu Einzahlungen 
und Aufwendungen sollen sich die Gemeinden und Ge-
meindeverbände bei der Aufstellung der Haushalte 2011 
und bei der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung 
für die Jahre 2012 bis 2014 entsprechend § 16 Abs. 1 Sta-
bilitäts- und Wachstumsgesetz (StWG) und der §§ 75 
Abs. 1 und 84 GO NRW ausrichten. Die Orientierungs-
daten sind Durchschnittswerte für alle Gemeinden und 
Gemeindeverbände des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Sie geben Anhaltspunkte für die individuelle gemeindli-
che Finanzplanung. Es bleibt die Aufgabe jeder einzel-
nen Gemeinde und jedes Gemeindeverbands, anhand 
dieser Empfehlungen unter Berücksichtigung der örtli-
chen Besonderheiten die für ihre bzw. seine mittelfristige 
Ergebnis- und Finanzplanung zutreffenden bzw. erfor-
derlichen Einzelwerte zu ermitteln und zu bestimmen. 
Dies gilt besonders für die Prognose der Einzahlungen 
bzw. Erträge aus der Gewerbesteuer, die je nach den 
wirtschaftlichen Gegebenheiten vor Ort erheblich von 
den prognostizierten Durchschnittsentwicklungen ab-
weichen können. 

Auch angesichts der Unsicherheiten hinsichtlich der 
weiteren Entwicklung in Folge der Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise wird darauf hingewiesen, dass die Orientie-
rungsdaten nicht schematisch der Haushaltsplanung zu-
grunde gelegt werden können. Vielmehr muss die örtliche 
Haushaltsplanung von den Orientierungsdaten abwei-
chen, wenn zum Beispiel erkennbar wird, dass die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung anders als im Frühjahr 
angenommen verläuft, oder wenn sich abzeichnet, dass 
die örtliche Entwicklung wesentlich von der durch-
schnittlichen Entwicklung abweicht. Wesentliche Ab-
weichungen der Haushaltsplanung von den Orientie-
rungsdaten sollen den Aufsichtsbehörden erläutert 
werden. 

6.  Empfehlungen für die mittelfristige Ergebnis- und 
Finanzplanung

Die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise wirkt sich 
massiv in der Ergebnis- und Finanzplanungsperiode 
2011 bis 2014 aus. Nach einem negativen Finanzierungs-
saldo der Gemeinden in Nordrhein-Westfan von rund 2 
Mrd. EUR im Jahr 2009 ist auch für 2010 ein deutlich 
negativer Finanzierungssaldo zu erwarten. 

Die kritische Finanzlage der Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen zeigt sich am Anstieg der Kassenkredite, die 
zum 30.06.2010 nach sprunghaften Zuwächsen im 1. und 
2. Quartal des Jahres bereits 19,5 Mrd. EUR erreicht ha-
ben. Sie zeigt sich auch an der wachsenden Zahl von Ge-
meinden und Gemeindeverbände, die ihren Haushalt 
nicht ausgleichen können, von denen wiederum so viele 
wie nie zuvor nicht einmal ein genehmigungsfähiges 
Haushaltssicherungskonzept aufstellen können. 

Ursachen für diese Entwicklung sind der Einbruch der 
Steuereinnahmen 2009 und 2010 sowie die zugleich stei-
genden Aufwendungen insbesondere für soziale Leistun-
gen aber auch für Personal und Sachleistungen. 

Diese Orientierungsdaten gehen auf der Basis der Steu-
erschätzung im Mai 2010 davon aus, dass die Steuerein-
nahmen im Jahr 2014 wieder das (hohe) Niveau des Jah-
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res 2008 erreicht haben werden. Da die Aufwendungen 
aber weiter kontinuierlich zunehmen und von 2009 bis 
2013 mit zusätzlichen Belastungen durch erhebliche 
Fehlbedarfe zu rechnen ist, wird auch in den Jahren ab 
2014 ein hoher Konsolidierungsbedarf für viele Kommu-
nen bestehen. 

Die gesetzliche Pfl icht zum Ausgleich des Haushalts in 
Erträgen und Aufwendungen besteht weiterhin, auch 
wenn die Rahmenbedingungen für die kommende Pla-
nungsperiode den Haushaltsausgleich erschweren. Der 
Rückgang bei den Steuererträgen und der auch in Folge 
der Krise steigende Druck auf wesentliche Aufwandspo-
sitionen machen es weiterhin erforderlich, sämtliche 
Konsolidierungsmöglichkeiten aufzuspüren und auszu-
schöpfen. 

Eine besondere Herausforderung stellt die Bewältigung 
der Krisenfolgen insbesondere für die Gemeinden und 
Gemeindeverbände dar, die bereits in der Vergangenheit 
keinen ausgeglichenen Haushalt vorlegen konnten. In 
diesen Gemeinden und Gemeindeverbänden kann es er-
forderlich sein, die für die Aufwendungen genannten 
Orientierungsdaten noch zu unterschreiten. Dies gilt so-
wohl für die Haushalte, die durch Inanspruchnahme der 
Ausgleichsrücklage als ausgeglichen gelten (§ 75 Abs. 2 
GO NRW), als auch für Haushalte, für die eine Genehmi-
gung zur Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage 
erteilt wurde (§ 75 Abs. 4 GO NRW) und erst Recht für 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die zur Aufstellung 
eines Haushaltssicherungskonzepts (HSK) verpfl ichtet 
sind. Im Interesse der Erhaltung kommunaler Selbstver-
waltung und der Generationengerechtigkeit muss es 
oberstes Ziel sein, den Haushaltsausgleich zu erreichen 
oder wenigstens ein genehmigungsfähiges Haushaltssi-
cherungskonzept aufzustellen. 

Besonders kritisch ist die Lage in den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden einzustufen, bei denen im Zeitraum 
der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung die 
Überschuldung einzutreten droht oder bereits eingetre-
ten ist. Die Anforderungen an das aufzustellende Haus-
haltssicherungskonzept sind dann noch höher. Es sind 
Maßnahmen erforderlich, die zum einen die Schiefl age 
des Haushalts beseitigen und das Eigenkapital erhalten, 
zum anderen – wenn es bereits aufgebraucht ist – um 
durch die Erwirtschaftung von Überschüssen wieder 
neues Eigenkapital zu bilden. 

Für die Beurteilung der kommunalen Haushalte kommt 
es nach der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen vor-
rangig auf die Erträge und Aufwendungen an, weil sie 
zum Beispiel der Maßstab für den Haushaltsausgleich 
(§ 75 Abs. 2 GO NRW) sind. Allerdings darf die Bedeu-
tung, die der von der Gemeindeordnung auch geforder-
ten angemessenen Liquiditätsplanung (§ 89 Abs. 1 GO 
NRW) beigemessen wird, nicht unterschätzt werden.

Das Ministerium für Inneres und Kommunales verbindet 
mit der Bereitstellung der Orientierungsdaten 2011 bis 
2014 auch die Erwartung, dass die Gemeinden und Ge-
meindeverbände die Aufstellung, Beratung und Be-
schlussfassung über ihren Haushalt wieder an der Vor-
gabe des § 80 Abs. 5 Sätze 1 und 2 GO NRW ausrichten. 
Danach soll die Anzeige der vom Rat (bzw. vom Kreistag 
oder von der Landschaftsversammlung) beschlossenen 
Haushaltssatzung mit ihren Anlagen bei der Aufsichts-
behörde spätestens einen Monat vor Beginn des Haus-
haltsjahres, das heißt bis spätestens zum 30. November, 
erfolgen, damit die Aufsichtsbehörde möglichst vor dem 
Beginn des neuen Haushaltsjahres das Prüfungsverfah-
ren abschließen kann. 

II. Orientierungsdaten und Erläuterungen

1.  Orientierungsdaten 2011 – 2014 für die mittelfristige 
Ergebnis- und Finanzplanung der Gemeinden und 
Gemeindeverbände des Landes Nordrhein-Westfalen

Absolut
Veränderungen gegenüber dem 

Vorjahr

   Orientierungsdaten

2009 2010 2010 2011 2012 2013 2014

in Mio. Euro in %

Einzahlungen / 
Erträge1  

Steuern und ähnliche 
Abgaben 
(Einzahlungen)

17.620 16.740 - 5,0 + 3,4 + 5,7 + 5,8 + 4,9

davon:        

Gemeindeanteil an 
der Einkommen-
steuer2

5.929 5.285 - 10,9 - 1,6 + 5,7 + 5,7 + 4,6

Gemeindeanteil an 
der Umsatzsteuer

842 859 + 2,0 + 1,3 + 2,7 + 2,0 + 2,5

Gewerbesteuer 
(brutto)

8.029 7.725 - 3,8  + 7,6 + 7,4 + 7,5 + 6,3

Grundsteuer A und B 2.621 2.672 + 2,0 + 2,0 + 2,0 + 2,0 + 2,0

Sonstige Steuern und 
ähnliche Einzahlun-
gen

198 198 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Kompensation Fami-
lienleistungs-aus-
gleich und Kinderbo-
nus in 2010 (Erträge)

605 715 + 18,2 - 9,8 + 3,9 + 1,5 + 2,2

Zuweisungen des 
Landes im Rahmen 
des Steuerverbundes 
(Erträge)3

7.973 7.898 - 0,94 + 0,1 - 2,9 + 3,2 + 4,1

davon:        

Schlüsselzuweisungen 
an Gemeinden, Kreise 
und Landschaftsver-
bände

6.766 6.701 - 0,96 + 0,1 - 2,4 + 3,2 + 4,1

Aufwendungen 

Personalaufwendun-
gen

   + 1,0 + 1,0 + 1,0 +1,0

Aufwendungen für 
Sach- und Dienstleis-
tungen

   + 1,0 + 1,0 + 1,0 + 1,0

Sozialtransferauf-
wendungen

  + 3,5 + 3,5 + 2,5 + 2,5 + 2,5

Umlagegrundlagen 

Umlagegrundlagen 
der Kreisumlagen

22.876 22.087 - 3,45 -2,10 +2,40 +3,50 +3,73

Umlagegrundlagen 
der LVR-Umlage

13.161 12.645 - 3,92 -2,10 +2,40 +3,50 +3,73

Umlagegrundlagen 
der LWL-Umlage

10.506 10.196 - 2,95 -2,10 +2,40 +3,50 +3,73

1 Bitte Erläuterungen unter I. 2 beachten.

2  Angaben zu den Erträgen aus dem Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer siehe Erläuterungen.

3  Die Abfi nanzierung des kommunalen Anteils nach dem Investitions-
förderungsgesetz (sogenanntes Konjunkturpaket II) wird nach § 6 Zu-
kunftsinvestitions- und Tilgungsfondsgesetz ab dem Haushaltsjahr 
2012 durch einen pauschalen Abzug bei den fi nanzkraftunabhängigen 
Zuweisungen erbracht.

2. Erläuterungen

Steuern und ähnliche Abgaben

Zu den Einzahlungen (siehe auch oben I. 2.) aus Steuern 
und steuerähnlichen Abgaben in der Abgrenzung der 
fi nanzstatistischen Kontengruppe 60 (für Erträge 40) 
gehören die Realsteuern, die Gemeindeanteile an den 
Gemeinschaftssteuern, die sonstigen Gemeindesteuern 
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(Kontenart 603 bzw. 403), die steuerähnlichen Einzah-
lungen (Kontenart 604 bzw. 404) und die Leistungen 
nach dem Familienleistungsausgleich.

Die Kompensationsleistungen umfassen 2010 auch die 
Komponente Kinderbonus in Höhe von 50 Mio. EUR. 
Nicht in den Beträgen und Veränderungsraten enthalten 
sind die Einzahlungen für die „Leistungen für die Um-
setzung der Grundsicherung für Arbeitssuchende“ 
(Konto 6052 bzw. 4052).

Gemeindeanteil an der Einkommensteuer

Die Einzahlungen aufgrund des Gemeindeanteils an der 
Einkommensteuer werden für das Jahr 2011 auf rd. 5.200 
Mio. EUR geschätzt. Die Veränderungsrate für das Jahr 
2011 (– 1,6 v. H.) wurde auf Grundlage der erwarteten 
Einzahlungen in Höhe von 5.285 Mio. EUR für 2010 be-
rechnet. Die Schätzung basiert auf den Ergebnissen des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“. Mehreinnahmen 
durch die erwartete und auch eingetretene insgesamt 
moderate gesamtwirtschaftliche Belebung werden durch 
steuerrechtlich begründete Mindereinnahmen überkom-
pensiert. Für die Folgejahre wurden die vom Arbeits-
kreis Steuerschätzungen prognostizierten Steigerungsra-
ten angesichts der weiterhin bestehenden Risiken für die 
wirtschaftliche Entwicklung nicht vollständig ausge-
schöpft.

Durch die Erhöhung der Abschlagszahlung für das vierte 
Quartal eines Jahres auf 110 % der Zahlungen für das 
dritte Quartal ist in Zukunft nicht mehr mit hohen Ab-
rechnungsbeträgen zu rechnen, so dass Einzahlungen 
und Erträge voraussichtlich kaum von einander abwei-
chen werden.

Wie in den vergangenen Jahren ist die Kompensations-
zahlung für die Verluste durch die Neuregelung des Fa-
milienleistungsausgleichs nicht im Einkommensteueran-
teil erfasst. Sie wird als Zuweisung an die Gemeinden 
weitergegeben. Für 2011 sind rd. 645 Mio. EUR vorgese-
hen. Der Rückgang gegenüber 2010 ist weitgehend auf 
den erst 2010 – nach Erhalt der Kompensation durch den 
Bund – gezahlten Ausgleich i.H.v. 50 Mio. EUR für den 
im Frühjahr 2009 ausgezahlten und mit den Einnahmen 
aus der Lohnsteuer verrechneten Kinderbonus nach 
§ 66 a Abs. 1 Satz 2 EStG zurückzuführen. Darüber hin-
aus erhalten Länder und Gemeinden 2010 gemäß Art. 8 
des Gesetzes zur Förderung von Familien und haushalts-
nahen Dienstleistungen von 22.12.2008 einen Festbetrag 
in Höhe von 281 Mio. EUR. 2011 wird dagegen dem 
Bund bei der Verteilung der Umsatzsteuer ein Festbetrag 
von 152 Mio. EUR zugeschrieben.

In 2011 werden außerdem die in 2010 geleisteten Kom-
pensationszahlungen für die Neuregelung des Familien-
leistungsausgleichs nach Ist-Ergebnissen abgerechnet. 
Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und beide 
Kompensationszahlungen werden nach denselben 
Schlüsselzahlen auf die Gemeinden verteilt. 

Seit 2009 gelten neue Schlüsselzahlen, die aufgrund der 
turnusmäßigen Umstellung auf die neueste verfügbare 
Einkommensteuerstatistik berechnet wurden (EStGem-
AntV 2009, 2010 und 2011, Anlage 1).

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer
Die Einzahlungen aufgrund des Gemeindeanteils an der 
Umsatzsteuer werden im Jahr 2011 – abgeleitet aus den 
Ergebnissen der Mai-Steuerschätzung – rund 870 Mio. 
EUR betragen. Die ab 2009 gültigen Schlüsselzahlen zur 
Verteilung auf die Gemeinden sind in der Verordnung 
über die Aufteilung und Auszahlung des Gemeindean-
teils an der Umsatzsteuer (UStAufteilV) vom 16. Dezem-
ber 2008 (GV. NRW. S. 868) geregelt.

Gewerbesteuer
Auch die Schätzung der durchschnittlichen Entwicklung 
der Gewerbesteuereinzahlungen (brutto) lehnt sich eng 
an die Erwartungen des Arbeitskreises „Steuerschätzun-
gen“ für die westdeutschen Länder an. Der im zweiten 
Halbjahr 2008 einsetzende massive Konjunktureinbruch 
hat 2009 deutliche Spuren in der Entwicklung des Ge-
werbesteueraufkommens hinterlassen. Für 2010 wird ein 
weiterer – wenn auch abgeschwächter – Aufkommens-
rückgang erwartet. Ab 2011 soll sich die Entwicklung 
normalisieren. Die ab 2011 ausgewiesenen hohen Steige-

rungsraten sind auch dem deutlichen Rückgang der zu 
berücksichtigenden steuerrechtlich verursachten Min-
dereinnahmen zuzuschreiben. Da sich zur Mitte des Jah-
res 2010 abzeichnete, dass das Aufkommen der Gewer-
besteuer im Jahr 2010 wieder das Vorjahresniveau 
erreichen könnte, muss für die Folgejahre mit eher ge-
ringeren Steigerungsraten gerechnet werden. 

Angesichts der starken Unterschiede in der örtlichen 
Aufkommensentwicklung kann diese Schätzung nur eine 
generalisierende Orientierungshilfe für die Haushalts-
planungen der einzelnen Gemeinden sein. Die konkreten 
Ansätze einer einzelnen Gemeinde sind von den unter-
schiedlichen örtlichen Gegebenheiten abhängig und ent-
sprechend von den Gemeinden in ihrer Ergebnis- und 
Finanzplanung zu veranschlagen.

Dabei ist zu erwarten, dass die Aufkommensschwankun-
gen deutlich größer als in der Vergangenheit ausfallen 
werden. Das Gewerbesteueraufkommen ist in einzelnen 
Gemeinden 2009 und – soweit absehbar – auch in 2010 
weit überdurchschnittlich (teilweise bis zu 90 % und 
mehr) eingebrochen. Im Zuge der sich abzeichnenden 
Erholung des durchschnittlichen Gewerbesteueraufkom-
mens kann es in solchen Gemeinden nun auch zu weit 
überdurchschnittlichen Steigerungen des Aufkommens 
kommen. Gegen die Berücksichtigung solcher Entwick-
lungen in der Haushaltsplanung bestehen dann keine 
Bedenken, wenn sie nicht alleine zum Beispiel auf die 
Erwartung einer allgemein positiveren gesamtwirt-
schaftlichen oder branchenbezogenen Entwicklung ge-
stützt werden, sondern im Einzelfall plausibel begründet 
werden können.  

Zuweisungen des Landes im Rahmen des Steuerverbundes
In der Regel gehen die Orientierungsdaten von der gel-
tenden Rechtslage aus. Hiervon wurde bezüglich des Ge-
meindefi nanzierungsgesetzes 2010 (GFG 2010) abgewi-
chen, weil die neue Landesregierung beschlossen hat, die 
Finanzausstattung der Gemeinden im Gemeindefi nanzie-
rungsgesetz durch zwei strukturelle Änderungen zu ver-
bessern. Erstens entfällt die bisherige Befrachtung nach 
§ 2 Absatz 3 GFG 2010 vom 17. Dezember 2009 (GV. 
NRW. S. 889, ber. S. 974) in Höhe von 166,2 Mio. EUR 
und zweitens werden die Kommunen wieder in Höhe des 
Verbundsatzes an vier Siebteln der Einnahmen des Lan-
des aus der Grunderwerbsteuer über den fakultativen 
Steuerverbund als Verbundgrundlagen beteiligt, wo-
durch die Finanzausgleichsmasse um weitere rund 133,6 
Mio. EUR aufgestockt wird. Insgesamt soll die verteil-
bare Finanzausgleichsmasse im Gemeindefi nanzierungs-
gesetz 2010 damit im Verhältnis zur derzeit geltenden 
Fassung des Gesetzes um rund 300 Millionen Euro 
(+ 3,95 %) zunehmen.

Es ist vorgesehen, dass die zusätzlichen Mittel für das 
GFG 2010 im Nachtragshaushaltsgesetz 2010 bereitge-
stellt werden. Die Einzelheiten der Aufteilung der Mittel 
sollen in einem Gesetz zur Änderung des GFG 2010 ge-
regelt werden. Die Mittel sollen nach der Systematik des 
geltenden GFG 2010 auf die Schlüsselzuweisungen und 
die Investitionspauschalen aufgeteilt werden. Das Minis-
terium für Inneres und Kommunales wird parallel zur 
Einbringung des Entwurfs des Nachtragshaushaltsgeset-
zes und des GFG-Änderungsgesetzes eine Modellrech-
nung vorlegen. Es wird darauf hingewiesen, dass es der 
Entscheidung des Gesetzgebers obliegt, ob es zu der Auf-
stockung der Finanzausgleichsmasse im GFG 2010 
kommt. 

Diese Orientierungsdaten gehen weiter davon aus, dass 
diese beiden strukturellen Elemente sowohl für das GFG 
2010 als auch in der Planungsperiode bis 2014 Bestand-
teile der jeweiligen Gemeindefi nanzierungsgesetze sein 
werden. Ohne diese zusätzlichen Mittel würden im Jahr 
2010 die Zuweisungen des Landes im Rahmen des Steu-
erverbundes um weitere rund 300 Mio. EUR auf dann 
7.598 Mio. EUR (- 4,7 %) sinken. Die Schlüsselzuweisun-
gen an Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbände 
würden ohne diese Mittel um weitere 256 Mio. EUR auf 
dann 6.445 Mio. EUR (- 4,7 %) sinken. Auf die Prognose 
für die Steigerungsraten in den Folgejahren (2011-2014) 
hätte dies keine Auswirkungen.

Die Ergebnisse des sogenannten ifo-Gutachtens „Ana-
lyse und Weiterentwicklung des kommunalen Finanz-
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ausgleichs in Nordrhein-Westfalen“ wurden in einer 
Kommission beraten. Der Abschlussbericht der Kommis-
sion vom 25. Juni 2010 (Landtag Nordrhein-Westfalen, 
Vorlage 15/21) enthält Handlungsempfehlungen, deren 
Umsetzung nunmehr durch die Landesregierung und den 
Landtag beraten und entschieden werden muss. Derzeit 
ist nicht absehbar, ob und ggf. welche Änderungen sich 
wann daraus ergeben. Grundlage für die Prognose der 
Erträge aufgrund von „Zuweisungen des Landes im Rah-
men des Steuerverbundes“ ist daher für die gesamte Pla-
nungsperiode das zurzeit (2010) geltende System des 
kommunalen Finanzausgleichs in Nordrhein-Westfalen 
unter Berücksichtigung des oben genannten Wegfalls der 
Befrachtung und der Berücksichtigung eines Grunder-
werbsteueranteils. Für die Ergebnis- und Finanzplanun-
gen kann nur von der gegenwärtigen Struktur der Auf-
teilung der Finanzausgleichsmasse ausgegangen werden.

Einen Zeitplan für die Aufstellung und Beratung des 
GFG 2011 gab es bei der Fertigstellung dieser Orientie-
rungsdaten noch nicht. Das Ministerium für Inneres und 
Kommunales wird anlässlich der Einbringung des Ent-
wurfs des GFG 2011 in den Landtag eine Modellrech-
nung vorlegen. 

Die Veränderungsraten der fi nanzkraftunabhängigen 
Zuweisungen (Investitionspauschalen, Schulpauschale/
Bildungspauschale, Sportpauschale) werden ab dem Jahr 
2012 leicht unter der Entwicklung des Steuerverbunds 
insgesamt liegen. Grund hierfür ist die Abfi nanzierung 
des kommunalen Anteils nach dem Investitionsförde-
rungsgesetz (sogenanntes Konjunkturpaket II), der nach 
§ 6 Zukunftsinvestitions- und Tilgungsfondsgesetz ab 
dem Haushaltsjahr 2012 durch einen pauschalen Abzug 
bei den fi nanzkraftunabhängigen Zuweisungen zu er-
bringen ist. 

Auf der Grundlage des geltenden Rechts haben sich die 
Steuerkraftmesszahlen der Gemeinden und Gemeinde-
verbände in Nordrhein-Westfalen im 2. Halbjahr 2009 
und im 1. Halbjahr 2010 (Referenzzeitraum für das GFG 
2011) gegenüber dem Referenzzeitraum für das GFG 
2010 im Landesdurchschnitt um – 8,8 % verschlechtert.

Personalaufwendungen
Die Verschlechterungen im Bereich der Erträge bzw. 
Einzahlungen seit dem Jahr 2009 machen es erforderlich, 
bei den Personalaufwendungen nur geringe Zuwachsra-
ten zuzulassen, damit der Haushaltsausgleich erreicht 
werden kann. Diese Zielsetzung wird einzuhalten sein, 
auch wenn unter anderem durch das Ergebnis der Tarif-
vereinbarungen vom 31. März 2008, durch den weiteren 
Ausbau der Unter-Dreijährigen-Betreuung sowie mögli-
che Besoldungs- und Tariferhöhungen im Jahr 2011 be-
reits erheblicher Druck bei den Personalaufwendungen 
besteht und noch weiter bestehen wird. Vielmehr kann 
es für Gemeinden und Gemeindeverbände, die ihren 
Haushaltsausgleich nur durch einen Eigenkapitalverzehr 
erreichen können, erforderlich sein, in der Haushaltspla-
nung auch noch unter der Steigerungsrate von einem 
Prozent zu bleiben. Dies gilt erst Recht für überschuldete 
oder von der Überschuldung bedrohte Gemeinden und 
Gemeindeverbände. 

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen
Für die Steigerungsraten im Bereich der Aufwendungen 
für Sach- und Dienstleistungen gelten die grundsätzli-
chen Ausführungen zu den Personalaufwendungen ent-
sprechend. 

Sozialtransferaufwendungen
Zu den kommunalen Sozialtransferaufwendungen gehö-
ren: Kommunale Leistungen nach dem SGB II (u. a. 
Leistungen für Unterkunft und Heizung der Bezieher 
von Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem SGB 
II), Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
nach dem SGB XII, Leistungen an Kriegsopfer und ähn-
liche Anspruchsberechtigte, Jugendhilfe, sonstige soziale 
Leistungen, Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz. 

Bei der Prognose wurde insbesondere auch berücksich-
tigt, dass nach Einschätzung der Bundesagentur für Ar-
beit sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt durch die 
aktuell gute konjunkturelle Entwicklung deutlich ver-

bessert hat. Die Kurzarbeit verliert weiter an Bedeutung. 
Daher geht die Bundesagentur davon aus, dass bereits 
im Herbst 2010 die Zahl von drei Millionen Erwerbslo-
sen erstmals seit November 2008 wieder unterschritten 
wird. Trotz dieser guten Entwicklung bestehen weiterhin 
erhebliche wirtschaftliche Risiken. Darüber hinaus wird 
das Erwerbspersonenpotenzial in Deutschland aus de-
mografi schen Gründen in den nächsten Jahren deutlich 
sinken und damit zu einem Rückgang der Arbeitslosen-
zahlen führen.

Bei den Sozialtransferaufwendungen handelt es sich in 
aller Regel um Aufwendungen für Pfl ichtaufgaben. Al-
lerdings sind Pfl ichtaufgaben auch Selbstverwaltungs-
aufgaben, bei der die Gemeinde zwar nicht über das 
„Ob“ aber über das „Wie“ der Aufgabenerfüllung ent-
scheiden kann. Insofern gebietet es die Haushaltslage 
vieler Gemeinden, auch bei der Wahrnehmung dieser 
Pfl ichtaufgaben nach möglichst wirtschaftlichen Formen 
der Aufgabenwahrnehmung zu suchen. 

Umlagegrundlagen für die Kreise
Auf Anregung der kommunalen Spitzenverbände werden 
auch die Umlagegrundlagen für die Landschaftsver-
bände ausgewiesen. Aus systematischen Gründen wer-
den die Umlagegrundlagen für die Kreis- und Land-
schaftsumlagen separat dargestellt, weil sie für 
Umlageverbände Erträge und für die umlagepfl ichtigen 
Gemeinden und Kreise Aufwand darstellen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Berechnung der 
Umlagegrundlagen auf der Basis der geltenden Rechts 
(GFG 2010) durchgeführt wurde. Sollte es zu Änderun-
gen an der bisherigen Systematik zum Beispiel bei der 
Ermittlung der Einnahme/Ertragskraftkraft kommen, 
wie sie in unterschiedlichen Formen Gegenstand des ifo-
Gutachtens und der Beratungen der ifo-Kommission wa-
ren, können sich daraus auch Veränderungen für die 
Umlagegrundlagen ergeben. 

– MBl. NRW. 2010 S. 759
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